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Das OLG Karlsruhe1 hatte unlängst dar-
über zu entscheiden, ob der Anlagever-

mittler bei der Vermittlung einer zum Zwe-
cke der Vermögensanlage vermittelten Im-
mobilie neben dem Veräußerer einer eige-
nen Informationshaftung unterliegt. In dem 
Streitfall forderte ein Anleger eine Vertriebs-
gesellschaft wegen Falschberatung zur Scha-
densersatzzahlung auf. 

Der Anleger wurde von einem Handels-
vertreter der Vertriebsgesellschaft unter Vor-
lage einer Musterberechnung dazu veranlasst, 
eine Eigentumswohnung in einem denk-
malgeschützten und zu renovierenden Ge-
bäude von einer Gesellschaft für Altbausa-
nierung zu erwerben. Der Handelsvertreter 
hatte dem Anleger vorgerechnet, die Finan-
zierung der Kapitalanlage lohne sich wegen 
der erheblichen Steuervorteile. Sie würden 
dazu führen, dass keine höheren Belastun-
gen als zwölf Euro pro Monat auf ihn zukä-
men. Nachdem sich dies als falsch erwiesen 
hatte, verlangte der Anleger als Schadenser-
satz unter anderem die Zahlung der bisheri-
gen Zins- und Tilgungsleistungen einschließ-
lich der Erwerbskosten und die Freistellung 
von künftigen Darlehensverbindlichkeiten. 
Das Landgericht hat der Klage im Wesentli-
chen stattgegeben. 

Vertragliche Informationshaftung 
für Vertriebsgesellschaft
Es ist anzunehmen, dass zwischen den Par-
teien ein Anlagevermittlungsvertrag zu-
stande gekommen ist. Die hieraus resultie-
rende Aufklärungspflicht sei verletzt worden, 
weil die Vertriebsgesellschaft dem Anleger 
eine unkorrekte Modellberechnung ohne die 
gebotene Überprüfung vorgelegt und damit 
den Anlageentschluss herbeigeführt habe. 
Im Berufungsverfahren rückte die Frage in 
den Mittelpunkt, ob die Vertriebsgesellschaft 
neben dem Veräußerer überhaupt eine ver-
tragliche Informationshaftung treffen kann. 

Dies wurde bejaht. Der Vermittler einer 
Immobilienanlage könne neben dem Ver-
käufer aus einem eigenen beratungsvertrag-
lichen Rechtsverhältnis haften. Eine solche 
Haftung bestehe nicht generell, wenn ein Im-
mobilienvermittler den Vertragsabschluss 
vermittle. Im Falle einer gewerblichen Im-

mobilienvermarktung komme aber ein Be-
ratungsvertrag zwischen Verkäufer und Käu-
fer zustande, wenn der Verkäufer dem Käu-
fer im Zuge eingehender Beratung einen aus-
drücklichen Rat erteile. Es bestehe dann eine 
„besondere vertragliche Beratungspflicht“. 
Diese entfalle auch nicht dadurch, dass die 
mit der Immobilie betraute Vertriebsgesell-
schaft das Berechnungsbeispiel erstelle und 
dem Erwerbsinteressenten erläutere. 

Nach den Grundsätzen der Stellvertretung 
könne auch ein Untervermittler einen Bera-
tungsvertrag zwischen dem Verkäufer und 
dem Käufer einer Immobilienanlage zustande 
bringen. Auch wenn es regelmäßig an einer 
ausdrücklichen Bevollmächtigung des Ver-
mittlers fehle, mit den Kaufinteressenten ei-
nen Beratungsvertrag zu schließen, sei den-
noch in diesen Fällen von einem Vertreterge-
schäft auszugehen. Erteile der Anlageinteres-
sent dem Vermittler keinen eigenen Auftrag, 
sei anzunehmen, dass der Vermittler die Be-
ratung im Namen des Verkäufers vornehme 
und damit gemäß § 164 Abs. 1 Satz 2 BGB in 
dessen Pflichtenkreis tätig werde. An eine 
Bevollmächtigung durch schlüssiges Han-
deln seien keine strengen Anforderungen 
zu stellen. Die sogenannte Verhandlungs-
vollmacht des Vermittlers schließe auch eine 
stillschweigend erteilte Bevollmächtigung 
zum Abschluss des Beratungsvertrages mit 
dem Käufer ein, wenn sich im Rahmen der 
Herbeiführung des Vertragsabschlusses die 
Aufgabe der Beratung stelle und der Verkäu-
fer dem mit der Vermittlung betrauten Ver-
trieb dabei freie Hand lasse.

Der Umstand, dass der Vertriebsauftrag 
an Handelsvertreter weitergegeben wird, 
stehe einer stillschweigenden Bevollmäch-
tigung des Vermittlers nicht entgegen; denn 
der Verkäufer müsse bei dem gewählten Ver-
triebsweg damit rechnen, dass sich der Be-
auftragte weiterer Hilfspersonen bedienen 
werde. Damit sei auch der Untervermittler 
als Erfüllungsgehilfe anzusehen, so dass der 
Verkäufer nach § 278 BGB ohne Weiteres für 
dessen Verschulden hafte. 

Werde der Vermittler im Pflichtenkreis 
des Anbieters der Vermögensanlage als des-
sen Erfüllungsgehilfe tätig, sei es zu hinter-
fragen, ob er zugleich eigenen beratungsver-

traglichen Aufklärungspflichten unterliegen 
könne. Es erscheine aber auch nicht von vorn-
herein ausgeschlossen anzunehmen, dass so-
wohl den Anbieter der Vermögensanlage als 
auch den Vermittler eine eigene beratungs-
vertragliche Haftung treffe. 

Haftung für fehlerhafte 
Modellrechnungen
Grundsätzlich sei es sowohl Angelegenheit 
des Anlageberaters als auch des beratenden 
Verkäufers, den Erwerber der Immobilien-
anlage anlagegerecht aufzuklären. Anderen-
falls käme es in Fällen einer Immobilienver-
marktung zu Anlagezwecken zu einer nicht 
gerechtfertigten Privilegierung des Anla-
gevermittlers. Er wäre von der Haftung für 
seine Erklärungen jenseits des deliktischen 
Bereichs weitgehend freigestellt, wenn ihm 
lediglich die Vertretereigenhaftung drohe. 
Denn diese greife in diesen Fällen für ge-
wöhnlich nicht ein, weil der Anlagevermitt-
ler zumeist keine besondere zusätzliche, von 
ihm ausgehende Gewähr für die Richtig-
keit der Beratung biete. Erst recht habe der 
Käufer keinen Anlass, einem Vermittler, der 
dem Geschäft nicht neutral gegenüberstehe, 
besonderes Vertrauen entgegenzubringen.

Der Entscheidung ist im Ergebnis zuzu-
stimmen. Die Vertriebsgesellschaft muss 
schon deshalb eine eigene Informationshaf-
tung treffen, weil Anleger darauf vertrauen, 
dass sie Produkte sachkundig auf deren Eig-
nung für Anlagezwecke prüft.2 Ebenso haftet 
sie für fehlerhafte Modellrechnungen,3 wäh-
rend ihren Handelsvertreter das Haftungs-
privileg trifft.4  
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